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V O R T R A G  

 

Christentum, Islam und Europa: Welche 
Leitkultur braucht der säkulare Rechts-
staat? 

 

Zusammenfassung 

Der Islam ist eine Religion, die sich nicht 
nur als Offenbarungsglaube, kultische Praxis 
und ethisches Normgefüge, sondern ganz 
wesentlich auch als politische, rechtliche 
und soziale Ordnung versteht. Insofern er-
scheint der Islam – gerade als Religion – 
mit der politischen Kultur des freiheitlichen, 
säkularen Rechtsstaates nicht nur unverein-
bar, sondern auch nicht in ihn integrierbar. 
Mögliche Gefahr ist ein Dauerkonflikt, der 
unser Rechtssystem und den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt einer ständigen Zer-
reißprobe aussetzt. 

Ein solches Szenario wünscht sich niemand, 
schon gar nicht Muslime, die hierherge-
kommen sind, weil sie ein besseres Leben 
suchten und die Vorzüge unserer westlichen 
Zivilisation, in der es Freiheit und Wohlstand 
gibt, anerkennen und schätzen. Wie die 
Dinge sich jedoch für die große – und durch 
zu erwartenden Familiennachzug und Nach-
kommenschaft sich in Zukunft vervielfa-
chende – Masse muslimischer Immigranten 
und Flüchtlinge entwickeln werden und wel-
che Rückwirkungen das auf bereits seit 
mehr als einer Generation hier lebender 
Einwanderergruppen haben wird, ist nicht 
vorhersehbar. Integration ist nicht nur ein 
Angebot des Einwanderungslandes, sondern 
beruht vor allem auf eigenem Integrations-
willen sowie der Anstrengung und Leistung 
des Immigranten, insbesondere seinem 
Wunsch nach Integration. Dies verlangt die 
Assimilation an die gemeinsamen politi-
schen Werte des demokratischen Rechts-
staates, nicht aber vollständige Verleugnung 
der Herkunftskultur. 

Das politisch-religiöse Selbstverständnis des 
Islam, und zwar nicht nur jenes seiner ext-
remen Spielarten, sondern auch das Selbst-
verständnis seiner ‚Normalform‘, wie sie un-
ter dem Schutzmantel westlicher Religions-
freiheit in Koranschulen und generell im 
Rahmen muslimischer religiöser Sozialisati-
on gepflegt und an kommende Generatio-
nen tradiert wird, besitzt jedoch eine struk-
turelle Inkompatibilität mit dem Wesen des 
säkularen Rechtsstaates und einer freiheit-
lich-demokratischen Ordnung. Das ist eine 
nicht zu unterschätzende Herausforderung. 

Manche sind der Meinung, um dieser Her-
ausforderung zu begegnen, müsse die 
christliche Identität unserer Wertordnung 
hervorgehoben und als christliche Leitkultur 
auch für Immigranten normativ sein. Ande-
re widersprechen dem: Der freiheitliche sä-
kulare Rechtsstaat sei ein Produkt der Auf-
klärung, deren Losung Toleranz und Vielfalt 
ist. Deshalb weisen sie aus prinzipiellen 
Gründen die Forderung nach einer ‚Leitkul-
tur‘ zurück. 

In der Tat ist der freiheitliche säkulare 
Rechtsstaat ein Produkt der Aufklärung – im 
weitesten Wortsinne verstanden; er hat 
aber seine Wurzeln gerade deshalb im 
Christentum, weil die Aufklärung selbst eine 
reife Frucht einer durch das Christentum 
geprägten Zivilisationseiner und seiner Re-
flexionskultur. Entscheidendes Merkmal der 
europäischen Geistesgeschichte war das 
stete, wenn auch spannungsvolle und kon-
fliktreiche Bestreben, Glaube und Vernunft 
in Einklang zu bringen. Ein solches Bestre-
ben hatte es zunächst auch in der islami-
schen Welt gegeben, doch verliefen dort die 
Dinge schließlich in entgegengesetzter Rich-
tung. Eine dem Koran sowie der Tradition 
seiner Auslegung eigene, letztlich vernunft-
feindliche Haltung gewann schließlich die 
Oberhand. Der Islam entwickelte sich damit 
zu einer Antithese zu den in die politische 
und wissenschaftliche Moderne führenden 
zivilisationsprägenden Merkmalen des Chris-
tentums. 

Daraus lässt sich aber nicht auf die Notwen-
digkeit einer „christlichen Leitkultur“ schlie-
ßen. Aber auch die falsche Toleranz bloßer 
Beliebigkeit, die sich zu Unrecht auf die 
Aufklärung beruft, ist hier fehl am Platze. 
Was der freiheitliche säkulare Rechtsstaat 
von seinen Bürgern verlangt, ist nicht die 
Zustimmung zu einer bestimmten Kultur 
und ihren nationalen oder religiösen Traditi-
onen, auch keine bestimmte Gesinnung, 
sondern die Einhaltung von Gesetzen und 
Regeln des Zusammenlebens. Deshalb er-
wartet er auch kein Bekenntnis zu den nati-
onalen oder religiösen Grundlagen und Wer-
ten, die diese Regeln hervorbrachten – 
schon gar nicht eine entsprechende öffentli-
che und rechtlich verbindliche ‚christliche‘ 
Staatsdoktrin. Insofern schließt die Aner-
kennung des säkularen und liberalen 
Rechtsstaates auch die Offenheit für die 
evolutorische Weiterentwicklung von Kultur 
und Gesellschaft durch Kräfte ein, die dieser 
Staat selber nicht kontrollieren kann, weil 
diese Kräfte gerade durch jene Freiheit er-
möglicht werden, die zu schützen seine Auf-
gabe ist. Daraus ergibt sich die Forderung 
nach einer weder nationalen noch christli-
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chen, sondern vielmehr säkularen, freiheitli-
chen „Leitkultur“, die gegenüber allen Bür-
gern jeder Religion und kulturellen Prägung 
durch die Rechtsordnung durchzusetzen ist. 

Der Islam ist allerdings eine im eigentlichen 
Sinne „politische Religion“. Im Unterschied 
zum Christentum erhebt er gerade als Reli-
gion den umfassenden Anspruch, auch eine 
politische, soziale und rechtliche Ordnung 
zu sein. Will sich der Islam in die säkulare 
westliche Gesellschaft integrieren, muss er 
also gerade sein Selbstverständnis als Reli-
gion verändern. Das westliche Verständnis 
von Religionsfreiheit unterstellt nämlich ein 
christliches Verständnis von Religion, dem 
wesentlich ist, Religion von Politik und welt-
lichem Recht zu unterscheiden und auch 
institutionell zu trennen. 

Ein entpolitisierter „europäischer“ Islam 
könnte gegenüber der Gefahr eines sich in 
den westlichen Gesellschaften ausbreiten-
den religionsfeindlichen Säkularismus eine 
konstruktive Rolle spielen. Eine solche zu 
übernehmen, würde zwar seinem Grün-
dungscharisma und allen Erfahrungen der 
Geschichte widersprechen, aber gerade da-
rauf ist ja zu hoffen: dass der Islam, in die 
westliche Welt integriert, sich wandelt und 
zu einer Religion wird, die ihren Anspruch, 
gleichzeitig umfassende rechtliche, soziale 
und politische Ordnung zu sein, aufgibt. 
Auch die katholische Kirche musste mit der 
Aufgabe ihrer Lehre von der „potestas indi-
recta“ und entsprechender Ansprüche histo-
rischen Ballast abwerfen, allerdings, und 
das ist der entscheidende Unterschied, nicht 
im Widerspruch zu ihrem Gründungscharis-
ma, sondern im Einklang mit ihm und in 
Rückbesinnung auf das Herrenwort: „Gebt 
dem Kaiser, was dem Kaiser, und Gott, was 
Gott gehört“. Ob es dem in Europa präsen-
ten Islam gelingen wird, einen ähnlichen 
Prozess durchzumachen und den genuin 
christlichen Dualismus von Politik und Reli-
gion – von weltlicher und geistlicher Gewalt 
– zu akzeptieren, ist die große Frage. 

 

Der vollständige Text wurde publiziert in: 

Internationale Katholische Zeitschrift COM-
MUNIO, 46 (2017), Heft 2, 123–139 
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